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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


In der Anlage 1 übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
des Konsular gesetzes 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Bundes- 
tages herbeiführen zu wollen. 

Der Gesetzentwurf ist im Bundeskanzleramt federführend vor- 
bereitet worden. 

Der Deutsche Bundesrat hat zu der Vorlage in seiner Sitzung am 
25. Mai 1950 gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes Stellung 
genommen und den in der Anlage 2 mitgeteilten Änderungsvor- 
schlag beschlossen. 

Die Bundesregierung behält sich ihre Stellungnahme zu dem Ände- 
rungsvorschlag des Bundesrates vor. 

Dr. Adenauer 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei Gebr. Scheut, Bonn 
Allein-Vertrieb: Dr. Hans Heger, Andernach, Breite Straße 30, 
und Wiesbaden, Nietzschestraße 1 



Anlage i 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Konsulargesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel I 

Das Gesetz betreffend die Organisation der Bundes- 
konsulate sowie die Amtsredite und Pflichten der 
Bundeskonsuln vom 8. November 1867 (Bundes- 
gesetzblatt des Norddeutschen Bundes S. 137) in 
der Fassung des Gesetzes zur Vereinfadiung des 
Verfahrens der deutschen Auslandsbehörden bei 
Beurkundungen und Beglaubigungen vom 14. Mai 
1936 (RGBl. I S. 447) — Konsulargesetz — wird 
wie folgt geändert: 

1. § 2 erhält folgende Fassung: 

4 2 

Konsuln sind Berufskonsuln oder Wahlkonsuln“. 

2. § 7 erhält folgende Fassung: 

4 7 

Zum Berufskonsul kann jeder deutsche Staatsange- 
hörige ernannt werden, der die für dieses Amt vor- 
geschriebene Prüfung bestanden hat. 

Bei Personen, welche die Fähigkeit zum Richteramt 
oder zum höheren Verwaltungsdienst aufgrund der 
dafür vorgeschriebenen Prüfungen in einem deut- 
schen Lande erlangt haben oder sich sonst durch ihre, 
Lebens- und Berufserfahrung für das ihnen zu über- 
tragende Amt als besonders geeignet erwiesen 
haben, kann von der Prüfung ausnahmsweise ganz 
oder teilweise abgesehen werden. 

Die näheren Bestimmungen über die in Absatz 1 
vorgesehene Prüfung erläßt die für die auswärtigen 
Angelegenheitven zuständige oberste Bundes- 
behördc.“ 

3. Hinter § 7 wird folgende Vorschrift als § 7 a 
eingefügt: 

4 7a 

Hat der Leiter einer berufskonsularischen Ver- 
tretung die in § 7 Absatz 1 bezeichnete Prüfung 
nicht abgelegt und weder die Befähigung zum Rich- 
teramt noch zum höheren Verwaltungsdienst auf- 


2 



grund der dafür vorgeschriebenen Prüfungen in 
einem deutschen Lande erlangt, so soll ihm für die 
verantwortliche Bearbeitung von Rechtsangelegen- 
heiten mindestens ein Beamter zugeteilt werden, 
der eine dieser Voraussetzungen erfüllt“. 

4. § 9 erhält folgende Fassung; 

4 9 

Zum Wahlkonsul kann ernannt werden, wer in- 
folge seiner langjährigen beruflichen Tätigkeit im 
Lande des Amtssitzes und nach seiner Persönlich- 
keit für das ihm zu übertragende Amt geeignet ist“. 

5. § 16 b wird aufgehoben. 

6. Hinter § 37 wird folgende Vorschrift als § 37 a 
eingefügt; 

4 37 a 

Die Befugnisse zur Öffentlichen Beurkundung von 
Erklärungen und zur Entgegennahme von Auf- 
lassungen sowie zur Aufnahme von Testamenten 
und Erbverträgen (§§ 16, 16a) stehen nur den- 
jenigen Konsuln zu, die dazu von der für die aus- 
wärtigen Angelegenheiten zuständigen obersten 
Bundesbehörde besonders ermächtigt worden sind. 
Die in Absatz 1 bezeichneten Befugnisse sowie die 
Befugnisse zur Bestätigung der Echtheit Öffentlicher 
im Inland ausgestellter Urkunden (§ 13) und zur 
Abhörung von Zeugen und Abnahme von Eiden 
(§ 20) können durch Verfügung der in Absatz 1 ge- 
nannten obersten Bundesbehörde auch einem an 
einer konsularischen Behörde beschäftigten Beam- 
ten, der nicht Konsul ist, übertragen werden, wenn 
er die in § 7 Absatz 1 bezeichnete Prüfung bestan- 
den oder die Fähigkeit zum Richteramt oder zum 
höheren Verwaltungsdienst aufgrund der dafür 
vorgeschriebenen Prüfungen in einem deutschen 
Lande erlangt hat. 

Die übrigen Befugnisse eines Konsuls in Rechtsange- 
legenheiten können durch Verfügung der in Ab- 
satz 1 genannten obersten Bundesbehörde allgemein 
oder in beschränktem Umfang auch einem an einer 
konsularischen Behörde beschäftigten Beamten, der 
die in Absatz 2 bezeichneten Voraussetzungen nicht 
erfüllt, übertragen werden“. 

Artikel II 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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Begründung 

Nach Artikel IV des Petersberger Abkommens vom 24. November 
1949 zwischen der Bundesregierung und der Alliierten Hohen Kom- 
mission wird die Bundesregierung die schrittweise Wiederaufnahme 
von konsularischen und Handelsbeziehungen mit den Ländern in 
Angriff nehmen, mit denen derartige Beziehungen als vorteilhaft er- 
scheinen. Die Errichtung konsularischer Vertretungen in Ausführung 
dieser Vereinbarung ist im Interesse der deutschen Wirtschaftsbe- 
ziehungen zum Ausland und im Interesse der zahlreichen imAusland 
lebenden deutschen Staatsangehörigen, die seit dem Jahr 1945 ohne 
konsularische Betreuung sind, äußerst dringend. 

Die gesetzliche Grundlage für die Ernennung von Berufs- und Wahl- 
konsuln und für einen wesentlichen Teil ihrer Tätigkeit bildet gegen- 
wärtig das Konsulargesetz vom 8. November 1867 (Bundesgesetz- 
blatt des Norddeutschen Bundes 1867 S. 137). Dieses Gesetz ist weit- 
gehend veraltet. Im Laufe der Zeit sind zahlreiche Bestimmungen auf- 
gehoben, geändert oder gegenstandslos geworden. Eine Neufassung 
des gesarnten Gesetzes ist jedoch bisher nicht erfolgt. Auch das Gesetz 
zur Vereinfachung des Verfahrens der deutschen Auslandsbehörden 
bei Beurkundungen und Beglaubigungen vom 14. Mai 1936 (RGBl. 
1936 Teil I S. 447) hat sich auf die Neuregelung der notarlschenBefug- 
nisse der Konsuln beschränkt. Die Neufassung des gesamten Konsular- 
gesetzes ist in Aussicht genommen, wird aber bei der Schwierigkeit 
und dem Umfang der Materie einige Zeit in Anspruch nehmen. Da 
nun die Personen, die demnächst als Konsuln ins Ausland entsandt 
werden sollen, zum Teil die in dem Konsulargesetz für die Ernennung 
zum ^ Konsul vorgesehenen Voraussetzungen hinsichtlich ihrer 
juristischen Vorbildung und der Ablegung von Prüfungen nicht er- 
füllen, ist es erforderlidi, dieses Teilgebiet des Konsulargesetzes vor- 
weg neu zu regeln. 

1 . 

§ 2 des Konsulargesetzes in seiner gegenwärtigen Fassung bestimmt, 
daß als Konsul der Vorsteher eines Generalkonsulats, Konsulats oder 
Vizekonsulats anzusehen ist. Diese Vorschrift hat sih als zu eng er- 
wiesen. Die Befugnisse eines Konsuls mußten an größeren konsu- 
larishen Vertretungen außer von dem Leiter der Behörde auh von 
anderen ihr zugeteilten Beamten ausgeübt werden. In clem Entwurf 
ist daher die Beschränkung des Begriffs „Konsul“ auf die Behörden- 
leiter beseitigt worden. Nah der neuen Fassung sind als Konsuln im 
Siime des Konsulargesetzes alle einer konsularischen Behörde als 
Leiter oder nahgeordnete Beamte des höheren Dienstes zugeteilten 
Berufskonsuln sowie die Wahlkonsuln zu verstehen. 

2 . 

Nach § 7 des Konsulargesetzes setzt die Ernennung zum Berufskonsul 
außer dem Besitz der deutschen Staatsangehörigkeit entweder die 
Ablegung der ersten juristishen Staatsprüfung, eine mindestens drei- 
jährige Tätigkeit im inneren öffentlihen Dienst oder in der Rehts- 
anwaltshaft und eine mindestens zweijährige Tätigkeit im konsu- 
larishen Dienst oder die Ablegung der besonderen Prüfung für den 
höheren konsularischen Dienst voraus. Diese Prüfungen sind nah 
1933 in zunehmendem Maße vernahlässigt und shließlich ganz ein- 
gestellt worden. Um wieder einen auf seine besonderen Aufgaben gut 
vorbereitetem und den großen Anforderungen des konsularischen 
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Dienstes gewachsenen Stamm von konsularischen Beamten zu 
schaffen, erscheint es notwendig, den in der Zeit vor 1933 bewährten 
Grundsatz, daß die Ernennung zum Berufskonsul die Ablegung einer 
besonderen Prüfung voraussetzt, wieder herzustellen. Dies bezweckt 
der Absatz 1 des neuen § 7. 

Andererseits darf die Möglichkeit nicht ausgeschlossen werden, Per- 
sönlichkeiten, die sich nicht durch den üblichen Ausbildungsgang und 
die Ablegung der erwähnten Prüfung-, sondern in sonstiger Weise 
eine besondere Eignung für das Amt eines Konsuls erworben haben, 
im konsularischen Dienst zu verwenden. Für eine Übergangszeit ist 
dies schon deshalb notwendig, weil keine genügende Zahl geeigneter 
Personen, die die Prüfung für den höheren konsularischen Dienst 
abgelegt haben, zur Verfügung steht. Aber auch später wird es 
immer wieder einmal wünschenswert sein, eine Persönlichkeit, die 
über besondere Kenntnisse und Erfahrungen verfügt, der aber nadi 
ihrem Lebensalter und ihrer Stellung die Ablegung einer Prüfung 
nicht mehr zugemutet werden kann, mit dem Amt eines Konsuls zu 
betrauen. Die Heranziehung geeigneter Persönlichkeiten, die reiche 
Berufs- und Lebenserfahrungen außerhalb des besonderen konsu- 
larischen Dienstes gesammelt haben, kann zu einer erwünschten Be- 
reicherung des Dienstes führen. Diesen Gesichtspunkten sucht cler 
2. Absatz des § 7 in seiner neuen Fassung Rechnung zu ttagen. Ledig- 
lich als Beispiel für eine außerhalb des besonderen Ausbildungsganges 
erworbene Eignung für den konsularischen Dienst sieht er die Er- 
langung der Fähigkeit zum Richteramt oder zum höheren Verwal- 
tungsdienst vor, stellt aber sonstige Lebens- und Berufserfahrungen 
gleichberechtigt daneben. 

3. 

Wenn es nach der neuen Fassung des § 7 künftig möglich ist, Per- 
sonen ohne juristische Vorbildung zu Berufskonsuln zu ernennen, 
so erscheint es angezeigt, in das Konsulargesetz als § 7a eine Soll- 
vorschrift aufzunehmen, nach der an jede berufskonsularische Be- 
hörde, deren Leiter über keine juristische Vorbildung verfügt, für 
die verantwortliche Bearbeitung von Rechtsangelegenheiten min- 
destens ein Beamter abgeordnet werden soll, der die besondere Prü- 
fung für den höheren konsularischen Dienst bestanden oder die 
Fähigkeit zum Richteramt oder zum höheren Verwaltungsdienst 
aufgrund der dafür vorgeschriebenen Prüfungen in einem deutschen 
Lande erlangt hat. Dies verlangt das Interesse der deutschen Staats- 
angehörigen an einer zuverlässigen Bearbeitung ihrer Rechtsange- 
legenheiten bei den konsularischen Behörden und das fiskalische 
Interesse an der Vermeidung von Schadenersatzansprüchen gegen die 
Bundesrepublik, die sich aus der fehlerhaften Behandlung von 
Rechtsangelegenheiten ergeben könnten. 

4. 

Auf die Bestellung von Wahlkonsuln, die als Ehrenbeamte keine 
Dienstbezüge, sondern nur Gebühren für ihre Amtshandlungen zu 
beanspruchen haben, wird schon aus geldlichen Gründen künftig 
ebenso wenig wie früher verzichtet werden können. § 9 des Konsular- 
gesetzes in seiner bisherigen Fassung bestimmt, daß zu Wahlkonsuln 
vorzugsweise Kaufleute ernannt werden sollen, denen das Bundes- 
Indigenat (die deutsche Staatsangehörigkeit) zusteht. Diese Soll- 
vorschrift konnte in der Praxis weitgehend nicht eingehalten wer- 
den. Außer Kaufleuten sind vielfach insbesondere Rechtsanwälte zu 
Wahlkonsuln ernannt worden. Ob an einem bestimmten Ort ein 
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deutscher oder ein ausländischer Staatsangehöriger zum Wahlkonsul 
bestellt werden konnte, richtete sich nach den örtlichen Gegeben- 
heiten. Diesen tatsächlichen Verhältnissen trägt die neue Fassung des 
§ 9 Rechnung, wonach zum Wahlkonsul ernannt werden kann, wer 
infolge seiner langjährigen beruflichen Tätigkeit im Lande des Amts- 
sitzes und nach seiner Persönlichkeit für das ihm zu übertragende 
Amt geeignet ist. Diese Fassung würde der für die auswärtigen An- 
gelegenheiten zuständigen obersten Bundesbehörde den notwendigen 
Spielraum für die Ernennung -zum Wahlkonsul geben. 

5. 

Der § 16b, der die Übertragung der notarischen Befugnisse eines 
Berufskonsuls gemäß §§16 und 16a an Wahlkonsuln oder Vertreter 
von Konsuln betrifft, muß im Hinblick auf die unter Ziffer 6 vor- 
gesehene Einfügung eines neuen § 37a, der die Ermächtigung zur 
Ausübung konsularischer Befugnisse in Rechtsangelegenheiten neu 
regelt, aufgehoben werden. 


6 . 

Die Befugnisse des Konsuls zu öffentlichen Beurkundungen von 
Erklärungen und zur Entgegennahme von Auflassungen sowie zur 
Aufnahme von Testamenten und Erbverträgen (§ 16, § 16a des 
Konsulargesetzes) dürfen im Interesse der Rechtssidierheit nur von 
Personen ausgeübt werden, die nach ihrer Vorbildung die Gewähr 
für eine sachgemäße Ausübung dieser Befugnisse bieten. Daher sieht 
der Entwurf vor, daß hinter die Bestimmungen des Konsulargesetzes 
über die Befugnisse des Konsuls als § 37a eine Vorschrift eingefügt 
wird, wonach die vorgenannten notarischen Befugnisse nur denjeni- 
gen Konsuln zustehen, die dazu von der für die auswärtigen Ange- 
legenheiten zuständigen obersten Bundesbehörde besonders ermäch- 
tigt worden sind. Damit ist der Personalabteilung dieser obersten 
Bundesbehörde die Verantwortung für die sorgfältige Auswahl der 
Konsuln, die zur Ausübung der notarischen Befugnisse ermächtigt 
werden, übertragen worden. 

Alle übrigen konsularisclien Befugnisse in Rechtsangelegenheiten 
kann ein Konsul gemäß den geltendenVorschriftenwie bisher ausüben, 
wobei clarauf hingewiesen sei, daß schon bisher für die Ausübung der 
Befugnisse zur Abhörung von Zeugen und zur Abnahme von Eiden 
(§ 20 des Konsulargesetzes) sowie für die Ausübung der standesamt- 
lihenBefugnisse (§ 1 des Auslandspersonenstandesgesetzes vom 4. Mai 
1870 — Bundesgesetzblatt des Norddeutshen Bundes 1870 S. 599 — 
in derFassung des Gesetzes vom 14. Mai 1936 — RGBl. Teil IS. 447 — ) 
eine besondere Ermähtigung erforderlih und die Befugnis zur Be- 
stätigung der Ehtheit öffentliher Inlandsurkunden (§13 des Kon- 
sulargesetzes) den Berufskonsuln Vorbehalten war. Dabei soll es blei- 
ben. 

Da es bei dem großen Umfang der konsularishen Dienstgeshäfte 
in Rehtsangelegenheiten niht möglih ist, sie ausschließlih von Kon- 
suln bearbeiten zu lassen, müssen auh Beamte, die niht Konsuln 
sind, zur selbständigen Bearbeitung von Rehtsangelegenheiten 
herangezogen werden. Demgemäß ist in den Absätzen 2 und 3 des 
§ 37a vorgesehen, daß die Befugnisse in shwierigeren Rehtsange- 
legenheiten, nämlih die vorerwähnten notarishen Befugnisse, 
gemäß §§ 16 und 16a des Konsulargesetzes sowie die Befugnisse zur 
Bestätigung der Ehtheit öffentliher Inlandsurkunden gemäß § 13 des 
Konsulargesetzes und zur Abhörung von Zeugen und Abnahme von 
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Eiden gemäß § 20 des Konsulargesetzes, auch Beamten, die nicht Kon- 
suln sind, aber die Sonderprüfung für den höheren konsularischen 
Dienst bereits abgelegt oder die Fähigkeit zum Richteramt oder zum 
höheren Verwaltungsdienst aufgrund der vorgeschriebenen Prüfun- 
gen in einem deutschen Land erlangt haben, übertragen werden kön- 
nen, während zur Ausübung der übrigen Befugnisse auch sonstige, bei 
konsularischen Behörden beschäftigte Beamte ermächtigt werden 
können. Die standesamtlichen Befugnisse sind dabei nicht unter den 
schwierigeren Rechtsangelegenheiten aufgeführt worden, da für ihre 
Ausübung eine höhere juristische Vorbildung nicht erforderlich er- 
scheint. Für die Ermächtigung zur Ausübung dieser Befugnisse ist 
daher § 37a Absatz 3 des Konsulargesetzes maßgebend. 
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Anlage 2 


Änderungsvorschlag 

des Deutschen Bundesrates zum Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Konsulargesetzes 


§ 7 Absatz 1 und 2 werden durch folgenden Absatz ersetzt: 

Zum Berufskonsul kann jeder deutsche Staatsangehörige er- 
nannt werden, der die für dieses Amt vorgeschriebene Prüfung 
bestanden hat oder sich sonst durch seine Lebens- und Berufs- 
erfahrung für das ihm zu übertragende Amt als besonders 
geeignet erwiesen hat. 

Begründung: 

Durch die Abänderung soll den tatsächlichen Verhältnissen 
Rechnung getragen werden, die bei der Auswahl der 
Kandidaten für den neu einzurichtenden Auswärtigen 
Dienst zurzeit bestehen. Die Auswahl auf Grund der 
Lebens- und Berufserfahrung wird der Auswahl auf 
Grund von Prüfungen gleichgestellt. 


8 



